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Vizepräsidentin Dr. Manuela Schmidt: 

Für die Fraktion der SPD hat das Wort der Abgeordnete 

Schneider.  

 

Torsten Schneider (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zur Bera-

tung steht handwerklich der erste Nachtragshaushalt, 

politisch stehen natürlich Grundentscheidungen an. Das 

sieht man auch an dem Unterschied und an der Besonder-

heit, dass wir gleichzeitig heute auch noch, wenn auch 

ohne Beratung, den zweiten Nachtragshaushaltsentwurf 

des Senats mit einer etwas anderen Linienvorgabe auf der 

Tagesordnung haben.  

 

Ich will Ihnen verdeutlichen, warum die Koalitionsfrakti-

onen sich darauf verständigt haben, jetzt zur Feststellung 

der Haushaltsnotlage zu kommen – nach meiner Erinne-

rung war das sogar nahezu einvernehmlich – und warum 

wir jetzt Kreditermächtigungen beschließen und nicht erst 

in zweiter Lesung des zweiten Nachtrags im September. 

Wir sehen Justierungsbedarf, insoweit mit der FDP und 

CDU gemeinsam, zum Beispiel im Bereich der Förde-

rung der mittelständischen Wirtschaft vor dem Hinter-

grund der Vermeidung von Insolvenzen, der Vermeidung 

von Arbeitslosigkeit und strategisch mit der Erwartungs-

haltung, Steuereinnahmen perspektivisch zu stabilisieren. 

Das Wort „sofort“ setzt aber voraus, dass der Senat auch 

sofort handelt. Die Erwartungshaltung der SPD-Fraktion 

ist der kommende Dienstag, damit das Wort „sofort“ auch 

einen wesentlichen Auslebungscharakter hat und nicht 

erst im Oktober die Justierung der Wirtschaftshilfen statt-

finden kann. Deshalb ist es erforderlich, dass die FDP 

ihre Position überprüft, wenn sie diesen inhaltlichen 

Punkt mitträgt, auch die Kreditermächtigung stattfinden 

zu lassen. Denn sonst müssten Sie uns erklären, wie Sie 

500 Millionen bereitstellen wollen, um die mittelständi-

sche Wirtschaft zu unterstützen. Aber diesen Wider-

spruch werden Sie sicherlich in Ihrem Redebeitrag zur 

Genüge auflösen.  

 

Es stehen auch andere – da hat der Kollege Zillich das 

Zutreffende gesagt – strategische Entscheidungen an. Wir 

haben 2001 und in der Vergangenheit, das macht uns 

nicht glücklich, harte Entscheidungen im Parlament dis-

kutiert und treffen müssen, die ich nach wie vor nicht 

bewerte, weil ich nicht dabei war. Was ich mir aber her-

ausnehme – das werden wir im zweiten Nachtrag disku-

tieren –, die entsprechenden Sparvorschläge des Senats, 

angekündigt ist eine Absenkung um 1 Milliarde Euro, zu 

bewerten, was ich für aus heutiger Sicht überlegenswert 

halte. Aus heutiger Sicht halte ich für überlegenswert, ob 

es wichtig ist, für über 1 Milliarde Euro konsumtive Aus-

gaben im Jahr private Immobilien anzumieten zu Verwal-

tungszwecken, damit ein echter Marktteilnehmer zu sein, 

zu verdrängen und Mietpreise zu erhöhen, wenn wir 

gleichzeitig Bestandsgebäude haben, die nicht saniert 

sind. Das gepaart mit dem fast schon schamlosen Drang, 

dass jetzt jeder Verwaltungsmitarbeiter ein 30-

Quadratmeter-Einzelzimmer hat, offenbart ein Einsparpo-

tenzial – die Größenordnung habe ich definiert. Und da 

bin ich sehr gespannt, wann sich der Senat auf den Weg 

macht, dieses strategische Themenfeld zu adressieren. 

Wir wollten ja auch über Einsparungen reden und nicht 

nur über die Heranziehung von Sparbüchsen wie der 

Konjunkturrücklage.  

[Beifall bei der SPD und den GRÜNEN –  

Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Zweiter Punkt: Wir müssen uns vor dem gerade skizzier-

ten Hintergrund ohne Hektik entscheiden, ob wir die von 

mir als Fehler identifizierten Fragen wiederholen. Und da 

hilft es mir nicht, wenn wir jetzt kleine Murmeln durch 

die Presse kullern und über die eine oder andere Rück-

stellung des einen oder anderen Investitionsprojekts 

nachdenken. Die SPD-Fraktion und die Koalitionsfrakti-

onen sehen das wie der Bund und, ich glaube, wie die 

ganze Welt. Es ist jetzt die Zeit für Investitionen, es ist 

die Zeit für beschleunigte Investitionen und nicht die Zeit 

für deren Ausbremsung. Da sind wir völlig klar sortiert.  

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN] 

Und wir stehen auch – das ist der letzte Punkt, der mir 

wichtig ist – zu der Frage, die die Bundesregierung jetzt 

in ihren Koalitionsgesprächen erörtert. Da kann man 

Einzelfälle kritisch diskutieren. Wenn ich mal an die 

Umsatzsteuer denke, die bei uns mit 5 Milliarden Euro 

veranschlagt ist, 4,995, und auch im Ist um mehrere 100 

Millionen verfehlt wird – das kostet uns ja locker 1 Milli-

arde Euro in Berlin. Darüber kann man trefflich streiten. 

Aber klar ist auch: Kleinliche Debatten sind nicht zielfüh-

rend. Der Bund stellt doppelt so viel Geld bereit, um die 

Welt zu retten – um mal meine eigenen Worte zu benut-

zen –, als das in der Finanzkrise 2009 folgende vonstat-

tenging. Und das gilt für uns in gleicher Weise. Da erfin-

den wir doch das Rad nicht ein zweites Mal.  

 

Wenn ich mir aber vorstelle, was da diskutiert wurde bei 

der Entlastung der Kommunen, und die Schätzung der 

Finanzverwaltung zugrunde lege, dass wir da statt mit 2,5 

Milliarden Euro vielleicht mit 30 Millionen dabeigewe-

sen wären, sage ich zwei Dinge. Erstens: Ja, wir stehen 

solidarisch an der Seite der Kommunen und gönnen de-

nen das ohne Neid. Aber zweitens zeigt es eben auch, 

dass alle Konjunkturprogramme, die in der Debatte oder 

jetzt beschlossen sind, an Berlin substanziell vorbeigehen 

können. Und deshalb haben wir die Entscheidung getrof-

fen, eigene Vorsorge zu treffen und haben als Maßstab 

uns da auch nicht allein gefühlt. Brandenburg 3 Milliar-

den Kreditaufnahme mit der Restscheibe aus 2019, über-

tragen auf Berliner Verhältnisse bei der Zugrundelegung 

der beiden Haushaltsvolumina, also der Wirtschaftskraft, 

würde das bedeuten, wir müssen 8 Milliarden Kredite 

aufnehmen. Nordrhein-Westfalen hat Haushaltsvorsorge 

mit 25 Milliarden Euro getroffen; übertragen nach Berlin 

heißt das 11 Milliarden – bei 80 Milliarden Haushalt in 
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NRW. Und Sachsen hat Haushaltsvorsorge mit einem 

Sondervermögen getroffen in der Größenordnung von 

7 Milliarden, 6 Milliarden allein Kreditaufnahme; über-

tragen nach Berlin müssten wir sogar 12 Milliarden Euro 

Kredite aufnehmen. Also es ist nun mitnichten so, dass 

6 Milliarden hier zu hoch gegriffen sind. Und wer das 

aufschreibt, versteht die Materie einfach nicht. So deut-

lich will ich das mal in Richtung der einen oder anderen 

Wortmeldung in der Öffentlichkeit sagen. Der versteht 

von der Volkswirtschaft nichts.  

 

Vizepräsidentin Dr. Manuela Schmidt: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten – –  

 

Torsten Schneider (SPD): 

Ich gestatte nie Zwischenfragen, wie Sie ja wissen. Und 

bei der Linie will ich auch bleiben. – Wenn wir das also 

auf unsere Maßstäbe übertragen, dann haben wir sehr 

vorsichtig agiert – durch folgende Intervention: Wir ha-

ben das SIWA mit über 3 Milliarden Euro. Das ist wei-

testgehend investiv gebunden. Da kann man über die eine 

Kegelbahn oder die andere Tischtennisplatte reden, je-

denfalls nicht mit mir – wer immer sich da berufen fühlt. 

Aber die 3 Milliarden sehen wir auch als Investitionsan-

schubmanöver. Deshalb ist da ein Vorhängeschloss da-

vor.  

 

Wir wissen auch, wir geben es zu, dass der Haushalt 

überveranschlagt ist, und zwar nicht nur bei der Konjunk-

turrücklage oder bei 100 Millionen Euro pauschalen Min-

derausgaben für Ausgaben, sondern generell überveran-

schlagt. Wir gemeinsam – es gab auch keine Einspa-

rungs- und Absetzungsvorschläge aus der Opposition – 

haben das über Jahre in Kauf genommen. Das ist unsere 

stille Reserve. Wir verhalten uns nicht anders als jedes 

Wirtschaftsunternehmen weltweit. Insoweit brauchen wir 

da auch keine Belehrung. 

 

Zusammen kommen wir auch unter Betrachtung der 

Konjunkturpakete, z. B. die Umsatzsteuerkomponente 

anbelangend, auf einen validen, gesunden Haushalt. Wir 

sind vorbereitet, Berlin besser werden zu lassen, als wir 

jetzt dastehen, mit Verlaub, und zwar alle drei Fraktionen 

und auch die sie tragenden Parteien. 

 

Eine letzte Botschaft von mir an die Landesbeteiligungen: 

Lasst euch nicht dabei erwischen, jetzt irgendwelche 

Investitionsprojekte anzuhalten, politisch! Dann habt ihr 

keine Rückendeckung und keinen Vertrauensbeweis der 

Regierungsfraktionen. – Vielen Dank! 

[Beifall bei der SPD, der LINKEN und  

den GRÜNEN] 

 

Vizepräsidentin Dr. Manuela Schmidt: 

Für die AfD-Fraktion hat das Wort Frau Abgeordnete 

Dr. Brinker. 

 

Dr. Kristin Brinker (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Lieber Herr Kollege Schneider! Ihr flammendes 

Plädoyer für quasi unendliche Schulden sollten Sie viel-

leicht auch mal dahin gehend überdenken, wie hoch unse-

re Pro-Kopf-Verschuldung ist. Die Debatte hatten wir 

schon mal kurz im Hauptausschuss. Die Pro-Kopf-

Verschuldung Berlins wird durch Ihre Art der Politik 

wieder in exorbitante Höhen getrieben. Da sieht der Län-

dervergleich, den Sie hier so schön gezeichnet haben, 

schon wieder ganz anders aus. – Das nur zu Beginn! 

[Beifall bei der AfD] 

Es ist mittlerweile eingetreten, wovor das ifo-Institut vor 

drei Monaten gewarnt hat. Der aus unserer Sicht zu weit 

gehende Shutdown hat mittlerweile einen volkswirt-

schaftlichen Schaden in Milliardenhöhe angerichtet. 

Deutschland hat infolgedessen über 7 Millionen Kurzar-

beiter, millionenfache Arbeitslosigkeit droht, und das, 

obwohl die Ansteckungsrate laut offizieller Statistik seit 

21. März, also zwei Tage vor Ausrufung des Lockdowns, 

bereits unter dem R-Wert eins lag. 

[Beifall bei der AfD – 

Frank-Christian Hansel (AfD): So ist es!] 

Weder hat es der Senat geschafft, ein interdisziplinäres 

Expertengremium einzusetzen, noch gab es einen Wett-

bewerb kritischer Intelligenz, wie von Mathias Döpfner 

zu Beginn der Coronakrise angemahnt. Wie u. a. die 

unsägliche Studie zur Corona-Ansteckungsgefahr von 

Kindern des Herrn Virologen Drosten zeigt, wäre dies 

bitter nötig, um von einer allzu einseitigen Betrachtungs-

weise Abstand zu bekommen. „Bild“-Chef Julian Rei-

chelt hat in einem bemerkenswerten Kommentar konsta-

tiert – ich wiederhole es aus meiner letzten Rede und 

zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin –: 

Unsere Wirtschaft ist schon jetzt so massiv und 

teilweise irreparabel geschädigt, dass unsere Re-

gierung sich kaum noch erlauben kann, zuzuge-

ben, in ihrer Schärfe überzogen zu haben. 

[Beifall bei der AfD] 

Die Experten müssen Recht behalten, weil sie 

nicht falsch liegen dürfen. … Deswegen erleben 

wir zunehmend Sturheit, Starrsinn und Rechthabe-

rei … 

Genau das ist leider auch in der Fiskal- und Geldpolitik 

zu beobachten. Die beste Hilfe gegen die aktuellen wirt-

schaftlichen Ungleichgewichte wäre, wie von der AfD-

Bundestagsfraktion schon gefordert, den Shutdown sofort 

zu beenden und vor allem den willkürlichen Flickentep-

pich in Deutschland hinsichtlich Verboten, Geboten und 

Vorschriften endlich zu beseitigen. 

(Torsten Schneider) 

 


